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Antrag 

der Abgeordneten Harald B. Schäfer (Offenburg), Brigitte Adler, Robert Antretter, 
Hermann Bachmaier, Holger BartsCh, Hans Berger, Rudolf Bindig, Lieselott Blunck, 
Ursula Burchardt, Marion Caspers-Merk, Peter Conradi, Klaus Daubertshäuser, Karl 
Diller, Dr. Marliese Dobberthien, Ludwig Eich, Carl Ewen, Elke Ferner, Lothar 
Fischer (Homburg), Norbert Formanski, Arne Fuhrmann, Monika Ganseforth, 

Dr. Fritz Gautier, Günter Graf, Dr. Liesel Hartenstein, Klaus Hasenfratz, Reinhold 
Hiller (Lübeck), Lothar Ibrügger, Renate Jäger, Ilse Janz, Dr. Ulrich Janzen, Volker 
Jung (Düsseldorf), Susanne Kästner, Ernst Kastnlng, Marianne Klappert, Siegrun 
Klemmer, Walter Kolbow, Rolf Koitzsch, Volkmar Kretkowski, Horst Kübatschka, 

Dr. Klaus Kübler, Hinrich Kuessner, Robert Leidinger, Kiaus Lennartz, Dr. Dietmar 
Matterne, Heide Mattischeck, Markus Meckel, Ulrike Mehl, Herbert Meißner, Siegmar 
Mosdorf, Albrecht Müller (Pleisweiler), Jutta Müller (Völklingen), Michael Müller 
(Düsseldorf), Rudolf Müller (Schweinfurt), Dr. Rolf Niese, Günter Oesinghaus, Jan 
Oostergetelo, Albert Pfuhl, Rudolf Purps, Manfred Reimann, Dr. Hermann Scheer, 
Siegfried Scheffler, Otto Schily, Karl-Heinz Schröter, Dietmar Schütz, Ernst 
Schwanhold, Bodo Seidenthal, Horst Sieiaff, Dr. Corhelle Sonntag-Wolgast, 

Dr. Dietrich Sperling, Joachim Tappe, Dr. Gerald Thalheim, Günther Tietjen, Ernst 
Waitemathe, Wolf gang Weiermann, Reinhard Weis (Stendal), Dr. Axel Wernitz, Lydia 
Westrich, Inge Wettig-Danielmeier, Dr. Margrit Wetzel, Gudrun Weyel, Hermann 
Wimmer (Neuötting), Berthold Wittich, Verena Wohlleben, Hanna Wolf, Uta Zapf, 

Dr. Peter Struck, Dr. Hans-Jochen Vogel und der Fraktion der SPD 


Mehr Arbeit durch mehr Umweltschutz in den neuen Bundesländern 


Der Bundestag virolle beschließen; 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die ün Entwurf des Bundeshaushalts 1991 und im Gemein- 
schaf tswerk „Aufschwimg Ost^' enthaltenen Maßnahmen zum 
Umweltschutz reichen nicht aus, eine schnelle Sanierung der 
Umweltschäden in den neuen Bimdesländem als Vqrausset- 
zimg für neue Investitionen zu erreichen. Durch Altlasten und 
fortdauernde Umweltverschmutzung belastete Regionen sind 
als Standorte für die Ansiedlimg neuer Industrien xmd Ge- 
werbebetriebe nicht attraktiv. Nur Regionen mit gesunder 
Umwelt haben auch wirtschaftlich gute Zukunftsaussichten. 
Wer den wirtschaftlichen Aufschwung in den neuen Bundes- 
ländern fördern will, muß dmch eine schnelle und effektive 
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Sanierung der Umwelt und den Aufbau einer umweltverträg- 
lichen, leistimgsfähigen Verkehrsinfrastruktur für attraktive 
Standortbedingungen sorgen. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

zusätzliche beschäftigung^wirksame Maßnahmen in folgenden 
Bereichen zu ergreifen: 

1. Altlasten: ' 

— Ablösung des Antragsverfahrens zur Befreiimg von der 
Haftung für bestehende Altlasten durch ein Anzeige ver- 
fahren; 

— Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Sanierung 
kontaminierter Industrie- und Gewerbeflächen; 

— Maßnahmen zur Sicheiung und Gefahrenabwehr bei Alt- 
lasten auf Liegenschaften der sowjetischen Streitkräfte 
sowie zur Erfassung, Gefährdungsabschätzung und 
Sicherung von Altlasten auf Liegenschaften der ehemali- 
gen NVA; 

— Einrichtung von Beschäftigungsgesellschaften zur Siche- 
rung und Bewachung von Liegenschaften mit militäri- 
schen Altlasten; 

— Qualifizierungsmaßnahmen zur Gründung privater Un- 
ternehmen für die Altlastensanienmg. 

2. Rationelle Energieverwendung: 

— Investitionszuschüsse und Abschreibuhgserleichtenmgen 
für die Sanienmg und den Neubau von Heizkraftwerken, 
Fernwänneleitungen und Hausanschlüssen für Fern- 
wärme; 

— Verlängenmg der Sonder abschreibung von Investitionen 
zur Energieeinsparung und rationellen Energieverwen- 
dung nach § 82 a EStDVO und Ergänzung um direkte Zu- 
schüsse. 

/ 

3. Umweltverträgliche Verkehrsinfrastniktur: 

— Vorlage eines integrierten Gesamtverkehrskonzepts mit 
vordringlichem Ausbau der Schienen-Infrastruktur imd 
der Lösung der Schnittsteilen-Problematik durch Bereit- 
stellung von Mitteln zur Errichtimg von Terminals für den 
kombinierten Verkehr; 

— Korrektur der Verteilung der Sondemüttel Ost nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) zugun- 
sten des öffentlichen Personennahverkehrs, so daß min- 
destens 50 Prozent der Mittel für den ÖPNV zur Ver- 
fügimg stehen (derzeit vorgesehen für 1991/92: 2,1 Mrd. 
DM für kommunalen Straßenbau, 0,8 Mrd. DM für 
ÖPNV); 

— Aufhebimg der Plafondierung der GVFG-Mittel (z. Z. 
3,28 Mrd. DM): 
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— zeitlich begrenzter Verzicht auf Komplementärfinanzie- 
rung der Kommunen für ÖPNV-Investitionen. 

4. Naturschutz und ländlicher Raum: ^ 

— Bereitstelltmg von zusätzlichen Bundesmitteln für die 
Einrichtimg und Unterhaltung von Nationalparks und 
Biosphären-Reservaten j 

— Förderung regionaler Entwicklungskonzepte für den 
ländlichen Raum, die umweltverträgliche Landwirtschaft, 
Dorfemeuenmg und „sanften" Tourismus einschließen; 

~ Qualifizierung von Beschäftigten aus der Landwirtschaft 
für Aufgaben im Rahmen des Naturschutzes und von 
regionalen Entwicklungskonzepten für den ländlichen 
Raum. 


Bonn, den 5. Juni 1991 
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Gudnin Weyel 

Hermann Wimmer (Neuötting) 

Berthold Wittich 

Verena Wohlleben 

Hanna Wolf 

Uta Zapf 

Dr. Peter Stniek 

Dt. Hans-Jochen Vogel und Fraktion 


Die auf Antrag gewährte Freistellung privater Investoren von der 
Haftung für vorhandene Altlasten hat bestehende Investitions- 
hemmnissein diesem Bereich nicht beseitigen können. Die über- 
wiegende Zahl dieser Anträge wurde bisher nicht beschieden, da 
imgeklärt ist, ob der Bund oder die Länder für die Sanierung 
dieser Altlasten aufzukommen haben. Mit einer entsprechenden 
Regelung kann nicht gewartet werden, bis das von der Bundes- 
regierung angekündigte, aber bisher nicht vorgelegte Abfall- 
ab^abehgesetz in Kraft tritt-, zumal gegen die vorgesehene Ver- 
wendung des Abgabeaufkommens schwerwiegende verfassungs- 
rechtliche Bedenken bestehen. Es müssen bereits im Haushalt 
1991 Mittel für die .MÜastensanierung bereitgestellt werden. 

Die mihtärischen Altlasten auf Liegenschaften der sowjetischen 
Truppen und der ehemahgen NVA sind bisher weitgehend weder 
erfaßt, noch sind die damit verbundenen Gefährdungen abge- 
schätzt imd Sicherungsmaßnahmen zur Gefahrenabwehr einge- 
leitet. Die erforderUchen Maßnahmen fallen in die ausschheßhche 
Zuständigkeit des Bundes als Eigentümer dieser liegenschaften. 
Die im Haushaltsentwurf 1991 vorgesehenen Mittel für die Erfas- 
sung von AlÜasten und Gefährdungsabschätzung von Altlasten 
auf Liegenschaften der sowjetischen Truppen reichen nicht aus. 

Die Erfassung, Bewertung und insbesondere die Sanierung von 
Altlasten werden über viele Jahre ein Auftragsvolumen von meh- 
reren Milharden DM umfassen. Durch die Eiiuichtung von Quah- 
fizierungs- und BeschäftigungsgeseUschaften in diesem Bereich 
können mit geringem Aufvyand an öffenthchen Mitteln die Vor- 
aussetzungen für private Untemehmensgründungen geschaffen 
werden. Anderenfalls besteht die Gefahr, daß Sanierungsaufträge 
überwiegend an Firmen aus den alten Bundesländern vergeben 
werden. 


Dr. Gerald Thalheim 
Günther Tietjen 
Emst Waltemathe 
Wolfgang Weiermann 
Reinhard Weis (Stendal) 
Dt. Axel Wernitz 
Lydia Westrich 
Inge WetÜg-Danielmeier 
Dr. Margrit Wetzel 

J 

Begründung 

Zu H. 1 


Zu n. 2 

Als weitgehend monopohsierter Wirtschaftsbereich sollte die 
Energiewirtschaft aus der allgemeinen Förderung gewerbhcher 
Investitionen in den neuen Bundesländern ausgenommen wer- 
den. Eine massive öffenüiche Förderung der notwendigen Investi- 
tionen zur gesetzhch vorgeschriebenen Rauchgasreinigung von 
Großkraftwerken bzw. dem Neubau von Großkraftwerken er- 
scheint nicht vertretbar. 
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Demgegenüber sind Investitionen in die umweltverträgüche 
kombinierte Erzeugimg von Wärme und Strom in Heizkraftwer- 
ken imd die Sanierung und der Ausbau der Femwärmeversor- 
gung ohne öffentliche Förderung lücht wirtschaftlich. 

Eine Verbessenmg der Luftbelastung mit Schadstoffen und nen- 
nenswerten Energieeinsparungen sind durch die Umstellung und 
Sanierung der privaten Raumheizimg zu erreichen. Neben einer 
Verlängerung der 1991 auslaufenden steuerlichen Sonderab- 
schreibimg entsprechender Investitionen sind dazu iii den neuen 
Bundesländern direkt Zuschüsse als Anreize erforderhch. 

ZuILS 

In den alten Bimdesländem leiden viele Städte und Gemeinden 
unter dem Individualverkehr. Wenn eine ähnliche Entwicklung in 
den neuen Bundesländern vermieden werden soll, muß das 
öffentliche Personennahverkehrsangebot erhalten und attraktiver 
gemacht werden. Derzeit leiden die Nahverkehrsbetriebe jedoch 
imter wachsenden Betriebskostendefiziten, die Neuinvestitionen 
unmöglich machen und den Bestand der Betriebe gefährden. Die 
vorgeschlagenen Maßnahmen sollen dazu dienen, die Möglich- 
keiten der Finanzierung von Investitionen in den ÖPNV der 
neuen Länder aus dem Mineralölsteueraufkommen zu verbessern 
imd die bestehende Bevorzugung des kommimalen Straßenbaus 
aufzuheben. Auf die Komplementärfinanzierung durch die 
Kommimen sollte dabei vorerst verzichtet werden, da dies die 
Finanzkraft der Kommimen in den neuen Ländern überfordem 
würde. 

Die Bundesregierung verfügt über kein integriertes Verkehrskon- 
zept für neuen Länder, Besonders im Güternahverkehr ist 
jedoch eine abgestimmte Aufgabenteilung zwischen Straße und 
Schiene erforderhch. Die vorgeschlagene Förderung von Termi- 
nals für den kombinierten Verkehr ist ein wichtiges Element eines 
integrierten Verkehrskonzeptes. 

Zu IL 4 

Der hohe Anteü an ausgewiesenen Naturschutzgebieten ist ein 
bedeutendes ökologisches Kapital, das die neuen Bundesländer in 
das geeinte Deutschland einbringen. Naturschutzgebiete in er- 
reichbarer Nähe erhöhen zudem die Attraktivität von Standorten 
für die Ansiedlimg moderner, „sauberer" Industrien. Für die aus- 
gewiesenen Gebiete müssen jedoch Konzepte entwickelt und 
Mittel für die Erhaltimg und Pflege bereitgestellt werden. Hierzu 
muß der Bund den neuen Ländern Anschubfinanzierungen er- 
möghchen, ^ 

Besondere Anstrengungen zur Entwicklimg ländhcher Räume 
sind notwendig. Ohne regionale Entwicklungskonzepte, die zu 
fördern sind, wird der gewaltige Umstrukturierungisprozeß in vie- 
len dünnbesiedelten, einseitig auf die Landwirtschaft abgestellten 
ländhchen Räumen nicht umweit- und sozialverträgüch zu bewäl- 
tigen sein. Umfassende Dorf emeuerungsmaßnahmen müssen 
Bestandteil dieses Konzeptes sein. 
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